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			Proteste gegen Cristina
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			(Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Großer Protest gegen die Politik von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner: Zehntausende Bürger gingen am Donnerstagabend auf die Straßen von Buenos Aires und anderen Städten des Landes, um ihren Unmut auszudrücken. Die Demonstranten protestierten gegen Verschiedenes: gegen eine mögliche Verfassungsänderung zur erneuten Wiederwahl der Staatschefin, gegen die zunehmende Kriminalität, gegen die verordnete Omnipräsenz der Präsidentin im Fernsehen, gegen die Importrestriktionen, gegen die strengen Devisenbestimmungen, die auch Auslandsreisen zunehmend erschweren, sowie gegen die Korruption, die sie der Regierung unterstellen. Die Proteste wurden vorbereitet und organisiert in sozialen Internet-Netzwerken wie „Facebook“ oder „Twitter“. 

			Das Zentrum des Protestes in der Hauptstadt war auf die „Plaza de Mayo“ vor dem Präsidentenpalast Casa Rosada. Die Protestierer schlugen auf Töpfe und Pfannen, pfiffen und skandierten Parolen wie „Schluss mit der K-Diktatur“ und „Argentinien ohne Cristina“. Auch in anderen Teilen der Stadt wie Almagro, Caballito, Belgrano und am Obelisco versammelten sich die Menschen auf der Straßen. Gleiches taten Bürger in Städten wie Córdoba, Mendoza, Rosario, Tucumán, Río Gallegos, La Plata, Mar del Plata, Bariloche, Paraná, Concepción de Uruguay, Posadas, Carlos Paz, Río Cuarto, Villa Maria und schließlich auch vor der Präsidentenresidenz in Olivos. Die Präsidentin, die am Donnerstag in San Juan weilte, erklärte, dass sie nicht nervös werde angesichts der Proteste.
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			Keine Einigung im Rentenstreit

			Schlichtung zwischen Córdoba und der Nation gescheitert
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			José Manuel De la Sota fordert die Nationalregierung heraus.

			Buenos Aires (AT/mc) – Córdobas Gouverneur José Manuel De la Sota ist Peronist. Dies hindert ihn indes nicht daran, auf harten Konfrontationskurs zur peronistischen Nationalregierung zu gehen. Im Gegenteil: Immer mehr nimmt der Streit zwischen der Provinz Córdoba und der Nation über Pensionszahlungen an Heftigkeit zu. Ein Schlichtungstermin beim Obersten Gerichtshof am Montag scheiterte kläglich. Nun muss in einem voraussichtlich langwierigen Gerichtsverfahren geklärt werden, ob die Nation der Provinz tatsächlich 1,04 Milliarden Pesos an Rentenzahlungen für Staatsdiener schuldet. Dies jedenfalls behauptet De la Sota. 

			Die Nation hingegen sieht sich nicht in der Pflicht. Denn Córdoba habe sich nicht an ein Abkommen mit der Sozialversicherungskasse ANSeS aus dem Jahr 2009 gehalten, in dem sich der Gliedstaat verpflichtet hatte, sein Rentensystem an das nationale anzupassen. „Wir schulden Córdoba gar nichts“, so Wirtschaftsminister Hernán Lorenzino, der gemeinsam mit ANSeS-Chef Diego Bossio bei der Verhandlung die Nation vertrat. 

			Lorenzino warf De la Sota vor, sich eher wie ein provinzieller „Caudillo“ aufgeführt zu haben als ein Gouverneur, der Politikziele zum Wohl der Menschen in Córdoba artikuliert. Es ginge De la Sota zuvorderst darum, Aufmerksamkeit auf nationaler Ebene zu erregen. Aus der Provinz wurde mit ähnlich scharfer rhetorischer Munition zurückgeschossen: „Wir sind überzeugt, dass die Demokratie in Argentinien ernste Probleme hat“, so De la Sotas Kabinettschef Oscar González.

			De la Sota fühlt sich von der Nationalregierung ungerecht behandelt: „Sie haben einmal mehr gefordert, dass wir die Renten der Cor- dobeser senken. Sie wollen, dass wir vom Prinzip der 82-Prozent-Rente (82 Prozent des letzten Bruttogehalts, Anm. d. Red.) abrücken. Das werden wir aber nicht tun“, so der Gouverneur. Für ihn ist das Argument, dass Córdoba das Abkommen zur Harmonisierung der Renten nicht in allen Punkten umgesetzt habe, vorgeschoben. Schließlich habe auch die Provinz Santa Cruz sich ähnlich verhalten, aber trotzdem sämtliche Rentenzuschüsse aus Buenos Aires erhalten.

			Bei dem erwähnten Abkommen ging es um Vereinheitlichung von Rentenzugangsvoraussetzungen, Mindestsätze und dynamische Anpassung der Renten. Im Gegenzug zur angestrebten Harmonisierung versprach die Nation, die Rentendefizite betroffener Provinzen aufzufangen.

			Durch seine Fehde mit der Nationalregierung scheint sich De la Sota innerhalb des Peronismus als Oppositionsführer zu Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner profilieren zu wollen. Er könnte damit ein politisches Vakuum ausfüllen, das Ex-Präsident Eduardo Duhalde nach seiner verheerenden Wahlniederlage vor einem Jahr hinterlassen hat. Am Freitag der Vorwoche hatte sich De la Sota beim Länderspiel in Córdoba demonstrativ mit Mauricio Macri, dem rechtskonservativen Bürgermeister von Buenos Aires, gezeigt. Ein klares Signal gegen Cristina. Für das Kirchner-Lager ist De la Sota nun zu einer veritablen Feindfigur geworden. Peronisten unter sich.
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			AFIP will immer mehr wissen

			Steuerbehörde mit Bogen zu Mediengewohnheiten

			Buenos Aires (AT/mc) – Die Steuerbehörde AFIP wird nicht wenigen Bürgern immer unheimlicher. Erst die immer schärfer werdenden Devisenrestriktionen und - kontrollen, mit deren Umsetzung das von Ricardo Echegaray geleitete Amt betraut ist. Nun will die AFIP von den Bürgern auch noch wissen, durch welche Medien sie sich informieren und welche Journalisten ihr Vertrauen genießen. Ein entsprechender achtseitiger Bogen mit 23 Fragen liegt in den Filialen der Steuerbehörde aus, die indes betont, dass die Teilnahme keine Pflicht sei.

			Das konnte die Kritiker aber nicht beschwichtigen: „Die Nationalregierung ist immer mehr auf dem Weg, einen Polizeistaat zu schaffen, um zu kontrollieren, was wir Bürger lesen und denken“, beschwerte sich der Abgeordnete Carlos Comi (Bürgerliche Koalition). In die gleiche Richtung argumentierte Comis Parlamentskollegin Patricia Bullrich (Unión para Todos). Sie sieht in der Maßnahme einen „Mechanismus der totalen und absoluten Kontrolle über die Bevölkerung“. Im Kongress werde man dafür sorgen, dass der Fragebogen verschwinde.

			Die AFIP ihrerseits begründete die Aktion, weil man so das Schalten von öffentlichen Bekanntmachungen in den Medien zielgerichteter steuern könne. Wie Echegaray formulierte, wolle man „die Finanzmittel des Staates professioneller und effektiver nutzen“. Der AFIP-Chef unterstrich jedenfalls, dass es nichts sei, wovor man sich fürchten müsse. Schließlich sei die statistische Erhebung anonym.

			In dem Fragebogen will die Steuerbehörde beispielsweise wissen, welche Zeitungen die Bürger lesen, welchen TV-Sender sie am liebsten sehen, oder welchen Radio-Moderator sie bevorzugen und ob sie mit dessen Meinung grundsätzlich übereinstimmen. Hoch ist der Anteil der Fragen, die sich auf Fernsehen und Radio beziehen: 17 von 23 Fragen. Dies ist von daher überraschend, da die AFIP für gewöhnlich nur in Printmedien Bekanntmachungen veröffentlicht.
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			Umstrittene Resolution

			Stadtregierung regelt Abtreibung nach Vergewaltigung

			Buenos Aires (AT/mc) – Das Thema Abtreibung ist eigentlich immer umstritten. Zu unversöhnlich sind die Positionen von Befürwortern und Gegnern. Für neue Polemik hat in diesen Tagen die Stadtregierung von Buenos Aires gesorgt, die mit einer umstrittenen Resolution (Nr. 1252) ein Grundsatzurteil des Obersten Gerichtshofes umzusetzen versucht. Dieses hatte im März dieses Jahres festgestellt, dass Abtreibung nach Vergewaltigung nicht strafbar sein dürfe.

			Was an der Entschließung der Stadtregierung für Ärger sorgt, sind mehrere Gründe: Erstens wird eine Frist von zwölf Wochen nach Beginn der Schwangerschaft gesetzt, nach deren Ablauf dann keine Abtreibung mehr möglich ist. Von einer solchen zeitlichen Begrenzung war in dem Gerichtsurteil keine Rede. 

			Zweitens sind die betroffenen Frauen verpflichtet, im Krankenhaus eine Kopie der bei der Polizei erstatteten Vergewaltigungsanzeige vorzulegen. Alternativ kann es auch eine eidesstattliche Erklärung sein, in der gegenüber dem Krankenhaus detaillierte Angaben zu den Umständen der erlittenen Vergewaltigung gemacht werden müssen. Sollte es sich bei dem Opfer um eine geistig behinderte Frau handeln, muss zusätzlich das Sekretariat für Menschenrechte hinzugezogen werden.

			Diese Auflagen betrachtet Natalia Gherardi, die Chefin der latein- amerikanischen Arbeitsgruppe für Gerechtigkeit und Geschlechterfragen (ELA), als unangemessen: „Es ist illegitim und überdies absurd, denn wenn ich Anzeige erstatten will, mache ich es bei der Polizei oder der Justiz, aber nicht bei einer medizinischen Einrichtung.“ Die geforderten Informationen seien zutiefst privat, Auskunft darüber dürfe nur freiwillig erfolgen, so Gherardi. Auch an der Fristsetzung hat die ELA-Vorsitzende etwas auszusetzen. Es gebe vergewaltigte Mädchen, die innerhalb von zwölf Wochen noch gar nicht merkten, dass sie schwanger sind.

			Die Stadtparlamentarierin María Rachid kritisierte zudem, dass die Frau in dem Krankenhaus-Protokoll erklären muss, dass es durch keinen anderen „sexuellen Kontakt“ zur Schwangerschaft gekommen sei. Die Stadtregierung wolle offensichtlich Hindernisse auf dem Weg zur Abtreibung schaffen. Und Jorge Selser, der Vorsitzende des Gesundheitsausschusses des Stadtparlamentes, wies darauf hin, dass ein in strittigen Fällen notwendiger Gentest auch Zeit in Anspruch nehme. Dies wiederum sei mit den erwähnten zwölf Wochen kaum vereinbar.

			Aus ganz anderer Richtung kam die Kritik von Kardinal Sergio Bergoglio: „Einmal mehr schreiten die Bestrebungen voran, den hohen Wert des Lebens zu begrenzen und zu beseitigen.“ Das Recht des Kindes, zur Welt zu kommen, werde ignoriert, so der Geistliche: „Abtreibung ist niemals eine Lösung.“

			Zwei Tage nach Bekanntwerden der Resolution erklärte der hauptstädtische Gesundheitsminister Jorge Lemus seinen Rücktritt. Dieser sei aber nicht aufgrund der gegenwärtigen Kontroverse erfolgt, hieß es seitens der Stadtregierung. Lemus‘ Nachfolgerin wird die Augenärztin Graciela Reybaud.
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			Die Woche in Argentinien

			Mehr Straßenhändler

			In Buenos Aires gibt es immer mehr illegale Straßenverkäufer („Manteros“) vor Bahnhöfen und an anderen öffentlichen Plätzen. Laut einer Studie, die von der argentinischen Handelskammer (CAC) in Auftrag gegeben wurde, gibt es an diesen Orten derzeit 427 nicht zugelassene Verkaufsstände. Das entspricht einem Zuwachs um 20 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Addiert man dazu die Zahl der „Manteros“, die in Straßen und Fußgängerzonen versuchen, ihre Ware an den Kunden zu bringen, kommt man auf 1940. Es sind vor allem die Bahnhofsvorplätze, die bei den Händlern beliebt sind: 145 Stände gab es zuletzt alleine an der „Plaza Once“ (Plaza Miserere), 141 sind es in Retiro, 93 in Constitución. Es folgen der Parque Rivadavia (32), die Plaza de Mayo (6) sowie die Bahnstationen Lacroze (6) und Belgrano C (4). Straßen, auf denen es die meisten „Manteros“ gibt, sind: „Avellaneda“, „Perú“, „Juramento“, „Pueyrredón“, „Rivadavia“, „Corrientes“, „Córdoba“, „Cabildo“, „9 de Julio“, „Santa Fe“, „Callao“ sowie das ganze Viertel Once. Den offiziell gemeldeten Ladenbetreibern sind die Straßenhändler, die keine Steuern zahlen, ein Dorn im Auge: „Das hat schädliche Auswirkungen auf den legalen Handel“, beklagt der CAC-Vorsitzende Gabriel Molteni. Aber das Beispiel der Fußgängerzonen „Lavalle“ und „Florida“, wo die Stadtregierung Räumungen durchführte, habe gezeigt, dass man auch erfolgreich gegen die „Manteros“ vorgehen könne.

			Finanzspritze für Provinz

			Mit einer Finanzspritze in Höhe von 12 Milliarden Pesos können die regierungstreuen Bürgermeister der Provinz Buenos Aires rechnen. Darauf verständigten sich Planungsminister Julio De Vido und die Provinz-Verwaltungschefs nach mehreren Verhandlungsrunden. Profitieren von den Geldmitteln für öffentliche Projekte werden zunächst nur diejenigen Bürgermeister, die auf der politischen Linie der peronistischen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner liegen. Außen vor bleiben 42 Amtsträger, die der Radikalen Bürger Union (UCR), den Sozialisten oder anderen oppositionellen Kräften angehören. Sie würden gege- benenfalls aber später berücksichtigt, hieß es seitens des Planungsministeriums. Übergangen dürfte sich auch Provinzgouverneur Daniel Scioli fühlen. Er spielt bei der Verteilung der Gelder keine Rolle. Stattdessen läuft alles über De Vido. Politische Beobachter bewerten die Bereitstellung von Mitteln als Maßnahme der Regierung, sich für die im kommenden Jahr stattfindenden Parlamentswahlen eine breite Basis in dem mit Abstand wichtigsten Gliedstaat zu schaffen.

			Millionenraub

			Es war ein fast Hollywood-reifer Bankraub: Ohne einen einzigen Schuss abzugeben, erbeuteten Räuber in einer Bank im Zentrum von Santa Fe zwischen fünf und sieben Millionen Dollar. Das Verbrechen, das sich am Samstag- abend in der Zentrale der „Banco Macro“ ereignete, war offenbar von langer Hand vorbereitet. Die vermutlich acht Täter stiegen durch ein Fenster an der Hinterseite der Bank in das Gebäude ein. Drinnen schalteten sie im Laufe ihrer insgesamt neunstündigen Operation zwei private Sicherheitskräfte aus. Sie fesselten sie und schüchterten sie ein, indem sie den Wachleuten Fotos von deren Familien zeigten. Eine Drohung im Mafia-Stil. Indes scheiterten die Bankräuber daran, sich Zutritt zu den Haupttresorräumen zu verschaffen. Was sie hingegen erreichten, war das Aufbrechen zahlreicher Safes von Privatkunden im Kellerbereich. Zweimal während des Einbruchs ging der Alarm. Doch beim ersten Mal gegen Mitternacht registrierte die Polizei vor Ort nichts. Erst bei der zweiten Alarmierung gegen 4.30 Uhr bemerkte man den Einbruch. Doch die Räuber konnten entkommen. Angesichts der hohen Professionalität der Täter geht die Polizei von einer organisierten Bande aus, die nicht aus der Gegend von Santa Fe kommt.

			Populärer Guru

			Es ist ein echtes Massenphänomen: Fast 150.000 Menschen wollten dabei sein, als der indische Guru Sri Sri Ravi Shankar am Sonntag in den Parks von Palermo zur Massenmeditation lud. Wie einen Rockstar begrüßten die Anwesenden den spirituellen Lehrer. Die Zeremonie wurde weltweit in 300 Städte übertragen. Ravi Shankars Botschaft ist einfach: Es gelte, eine Gesellschaft frei von Gewalt und Stress zu erstreben. Dann lud der Guru zu spirituellen Übungen ein: „Die Meditation ist eine Reise von der Bewegung hin zur Ruhe, vom Lärm zur Stille.“ Der Körper sei wie „der Docht einer Kerze und das Leben die Flamme“. Das Publikum intonierte das Mantra „Om“. Nach seinem Aufenthalt in Buenos Aires reiste Ravi Shankar nach Iguazú. Danach stand Peru auf dem Reiseplan des Mannes, der den Ehrentitel „Kronjuwel des Yoga“ trägt. Am Flughafen von Puerto Iguazú hatte er indes ganz weltliche Probleme, denn er musste sich einer Kontrolle der Steuerbehörde AFIP stellen. Diese ermittelte mit Verdacht auf Verstoß gegen die Devisenbestimmungen gegen den Inder. Ravi Shankar gründete im Jahr 1982 die „Art of Living Foundation“. Dabei handelt es sich um eine Nichtregierungsorganisation, die beratenden Status bei der UNO genießt. Weltweit engagiert sich Ravi Shankar in vielen Hilfsprojekten im Gesundheits- und Sozialbereich. 

			Emotionaler Auftritt

			Es war ein sehr emotionaler Auftritt, den Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Dienstag im Buenos-Aires-Vorortbezirk La Matanza hinlegte: Voller Sozialpathos im Stile Evita Peróns und Erinnerung an ihren vor fast zwei Jahren verstorbenen Gatten Néstor Kirchner. Anlass war die Einweihung von 923 Wohnungen im Elendsviertel Villa Palito, wo nun durch die Arbeit von Anwohner-Kooperativen und staatliche Förderung die Siedlung „Almafuerte“ entstanden ist. Bei der Veranstaltung wurden Aufnahmen von Néstor Kirchner von 2004 gezeigt, als  dieser erklärte, es sei eine Schande, dass 800.000 Menschen in Argentinien kein Trinkwasser in ihren Wohnungen hätten. In La Matanza zumindest habe sich die Situation entscheidend verbessert: 94 Prozent der Bewohner hätten dort mittlerweile einen Wasseranschluss, so Cristina. Während der Kundgebung gab es Sprechchöre, die die erneute Wiederwahl Kirchners forderten. Die Gegend gilt als eine Hochburg des Kirchner-Peronismus. (AT/mc)

			 

		

	
		
			Meinung

			[image: 11804.png] 

			Furcht

			Ein überraschendes Bekenntnis legte Präsidentin Cristina Kirchner ab, als sie in der Vorwoche gleichsam beiläufig erklärte, man müsse sich vor Gott fürchten und auch ein bisschen vor ihr selbst. Mit der Furcht vor Gott betritt sie theologisches Gebiet, das diejenigen bestreiten, die Gott als Spender der Liebe kennzeichnen, den man wahrlich nicht fürchten sollte. Mit ein bisschen Furcht vor ihr selbst hingegen, bekannte sie unterschwellig, dass sie Andersdenkende bestrafen kann, wovor sich die Betroffenen fürchten müssen.

			Aus Regierungskreisen verlautete, dass das bisschen Furcht vor ihr sich nur auf Mitarbeiter bezieht, denen offenbar Angst vor Abweichungen unterstellt wird. Wer nicht zur Regierung gehört, sollte sich nach dieser eigenartigen Auslegung offenbar nicht fürchten. Indessen ist der praktische Tatbestand anders. Die Präsidentin schaltet auch ihre Mitarbeiter ein, um Andersdenkende zu bestrafen, sofern sie öffentlich kund tun, was sie denken. Hierfür setzt die Präsidentin den eifrigen Steuervogt Ricardo Echegaray ein, der gegebenenfalls seine Inspektoren zum Andersdenkenden schickt, um festzustellen, ob dessen Steuerlage gegenüber dem Fiskus in Ordnung ist, wie es mit dem Immobilienmakler geschah, der es gewagt hatte, festzustellen, dass der Immobilienmarkt zusammen gebrochen ist, nachdem die Regierung die Hortung von Dollarscheinen verboten hat und den Auslandstourismus mit allerlei Restriktionen schikaniert. Unternehmer im Allgemeinen befürchten ebenfalls unangenehme Inspektion der AFIP, wie die Steuerbehörde hierzulande im Kürzel heißt, von Regierungskritikern als Gestafip umgemodelt. Deshalb halten Unternehmer allgemein mit ihren Meinungen zurück. Sie sind offenbar von der Furcht beseelt, die die Präsidentin auslöst. 

			Nicht nur die Steuerbehörde setzt die Regierung ein, um Kritiker zu knebeln, auch gegebenenfalls die nationale Wertschriftenkommission („Comisión Nacional de Valores“), wie es die ständige Hetze gegen den Konzern „Clarín“ und den Verlag „La Nación“ in Sachen Zeitungspapierfabrik Papel Prensa S.A. und die Umsetzung des Mediengesetzes zeigt. „Clarín“ muss bereits nahezu 450 solche Regierungsmaßnahmen, zahlreiche vor Gericht, ertragen.

			Der Disput zwischen der Präsidentin und dem Großindustriellen Paolo Rocca des Techint-Konzerns hat in der Vorwoche ebenfalls gezeigt, wie sensibel die Präsidentin und ihre Mitarbeiter reagieren, kaum dass Kritik an ihrer Politik geübt wird. Rocca hatte am gleichen Montagabend der Feier des Tages der Industrie in Tecnópolis, wo die Präsidenten über eine Stunde sprach, vor 15 Ingenieuren der betreffenden Akademie im „Centro Nacional de Ingenieros“ ohne Presse die Überbewertung des Pesos kritisiert, indem er die Löhne des gleichen Konzerns verglich, wo sich heraus stellte, dass diese Löhne in Argentinien, gemessen in US-Dollar, doppelt so hoch wie die mexikanischen und noch höher im Vergleich zu den brasilianischen seien. Die Überbewertung des Peso ist längst allgemein bekannt, aber aus dem Mund des Großindustriellen, dessen Konzern Niederlassungen in anderen Ländern unterhält und somit eigene Vergleiche ziehen kann, traf er die Wirtschaftspolitik im Herzen. Vizewirtschaftsminister Axel Kiciloff, der auch im Vorstand einer Firma des Konzerns in Vertretung der Regierungsaktien sitzt, was formell unvereinbar ist, ärgerte sich öffentlich in der Fernsehshow 6 7 8 des Regierungskanals 7 über Roccas Bemerkungen und konterte, dass die Regierung den Konzern in Argentinien ruinieren könne, indem die Blechpreise gesenkt werden, was freilich unterlassen werden würde. Es ging dabei um mögliche Dumpingklagen gegen billiges chinesisches Blech, die die Regierung seinerzeit zuließ und den Import verhinderte. Rocca schrieb der Präsidentin einen Brief, in dem er sagte, seine Bemerkungen seien durch Indiskretionen der Zuhörer von einer Redakteurin der Zeitung „Clarín“ bekannt geworden, da seine Rede ohne Presse gehalten worden war. Er dementierte allerdings seine Überbewertungsbemerkungen der Löhne nicht. Die Präsidentin antwortete freundlich, gestand aber Meinungsdifferenzen mit Rocca, die sie nicht aufklärte. Offenbar bezog sie sich auf die Überbewertung des Peso, die sie ebenso ablehnt wie sie die obwaltenden Inflation von etwa 25 Prozent im Jahr nicht zur Kenntnis nimmt. Paolo Rocca hat sich nicht gefürchtet, aber vorsichtshalber keine Presse zugelassen. Für alle Fälle.

			Die Furcht, auf die sich die Präsidentin bezog, besteht allgemein in Argentinien. Der Staatsapparat greift immer weiter um sich, Enteignungen und Konfiskationen von Privateigentum inbegriffen, abgesehen von Steuer- und anderen Schikanen gegen lästige Meinungsmacher, die anders denken als die Regierung und es öffentlich mitteilen. Das sollte in einer gestandenen Demokratie, wie die Präsidentin nicht müde wird, sich zu ihr zu bekennen, nicht vorkommen. Es passiert aber trotzdem.
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			Außenpolitische Fettnäpfchen

			Von Stefan Kuhn

			Altkanzler Gerhard Schröder hätte diesen Auftritt wohl „suboptimal“ genannt. So hatte Schröder seine eigene Vorstellung bei der Elefantenrunde nach der Bundestagswahl 2005 bezeichnet. Seither ist das Adverb im Deutschen eine Synonym für misslungen. Suboptimal war auch das Statement des republikanischen US-Präsidentschaftskandidaten Mitt Romney zu den Angriffen radikaler Moslems auf US-Vertretungen in arabischen Ländern. Dabei kamen mehrere Menschen ums Leben, im libyschen Bengasi wurden der Botschafter und drei Botschaftsangehörige getötet.

			Romney nahm das zum Anlass, die Außenpolitik Barack Obamas zu kritisieren. Der Präsident entschuldige sich zu häufig, anstatt amerikanische Werte zu verteidigen, erklärte Romney. Dabei brachte er allerlei Fakten durcheinander. Entschuldigt hatte sich kein Mitglied der Regierung. Die Angriffe auf US-Vertretungen verteidigt schon gar nicht. Die US-Botschaft in Kairo, die ebenfalls Ziel gewaltsamer Angriffe war, hatte sich bereits im Vorfeld von dem in den USA produzierten Anti-Mohammed-Film distanziert. Dieser war der Anlass für die gewaltsamen Proteste. Man kann der Botschaft, in Romneys Logik dem zuständigen Außenministerium und dem Präsidenten, folglich kaum vorwerfen, etwas nicht kritisiert zu haben, das noch gar nicht stattgefunden hat.

			Die US-Regierung hat, etwas anderes wäre schlicht unvorstellbar, scharf auf die Angriffe reagiert. Obama schickte zwei Zerstörer, Marinesoldaten und Drohnen nach Libyen. Man kann erwarten, dass die Täter zur Verantwortung gezogen werden. Außenministerin Hillary Clinton sorgte mit ihrer Reaktion dafür, dass Romneys Ausflug in die Außenpolitik völlig zur Lachnummer geriet. Sie distanzierte sich von dem Film, in dem der Prophet Mohammed als blutrünstiger, sexsüchtiger und skrupelloser Geschäftemacher dargestellt wird. Vielleicht wurde Romney dabei klar, dass die Verächtlichmachung anderer Religionen nicht unbedingt den Kern amerikanischer Werte darstellt.

			Na ja, die Freiheit ist solch ein Wert. Aber genau betrachtet, hat der von Islamhass triefende Streifen weder mit dem Grundrecht der Meinungsfreiheit, noch mit der Freiheit der Kunst zu tun. Das Machwerk mit dem Titel „Innocence of Muslims“ (Die Unschuld der Moslems) ist eine miserable Hass-Kopie des satirischen Kultfilms „Das Leben des Brian“ der englischen Komikertruppe Monty Python, in dem die Entstehung des Christentums, religiöser Dogmatismus und der Nahostkonflikt auf die Schippe genommen werden. Trotz der qualitativ-künstlerischen Unterschiede und der Diskrepanz der inhaltlichen Botschaften gibt es Parallelen zur gegenwärtigen Auseinandersetzung. Vor allem in den USA gab es heftige Proteste gegen die Aufführung des Monty-Python-Films. Christen und Juden protestierten gegen den Streifen. In vielen Städten und Gemeinden wurde die Aufführung durch Gewaltandrohung verhindert oder gleich verboten. Politiker mischten sich ein, der Streit wurde reichlich bizarr. Das geschah zwar vor mehr als drei Jahrzehnten, aber was christlichen Fanatismus angeht, dürfte sich in den USA nicht viel verändert haben. 

			Natürlich hat damals die Meinungsfreiheit in den USA gesiegt. Unter scharfen Altersrestriktionen (frei ab 17) konnte der Film uraufgeführt werden. Er war, dank der Proteste, landesweit ein großer Erfolg. Auf der anderen Seite dürfte die Kontraproduktivität ihrer Aktionen religiöse Fanatiker nicht davon abbringen, wieder und wieder in die gleiche PR-Falle zu tappen.

			Verwirrend an der Diskussion um den Anti-Mohammed-Film ist allerdings, dass hier ausgerechnet Romney auf die Meinungsfreiheit pocht. Gerade seine Wählerklientel müsste Verständnis für die Proteste korantreuer Moslems haben. Gar nicht auszudenken, was in den USA passieren würde, wenn in einem im Iran produzierten Film Jesus Christus als skrupelloser homosexueller Lüstling dargestellt werden würde. Im „Leben des Brian“ war er lediglich ein römisch-jüdisches Besatzungskind, das mit dem Messias verwechselt wurde.

			Es geht nicht darum, die gewaltsamen Übergriffe von radikalen Moslems zu rechtfertigen. Verständnis ist hier nicht angebracht. Schon die Reaktion auf die in einer dänischen Regionalzeitung veröffentlichten Mohammed-Karikaturen wirft ein schlechtes Licht auf den Islam. Karikaturen sind Meinungsäußerungen, deshalb müssen keine dänischen Botschaften angezündet werden.

			Fundamentalisten, vor allem religiöse, sind eine weltweite Plage. Selbst in Deutschland, in der schwäbischen Provinz, gab es vor zwölf Jahren gewalttätige Auseinandersetzungen, weil das Stadttheater Heilbronn ein religionskritisches Stück namens „Corpus Christi“ aufführen wollte. Das Werk wurde aufgeführt, die „christlichen“ Gewalttäter verhaftet. Genau das ist der Unterschied zu islamischen Ländern. Nicht erst seit der arabischen Revolution hat man das Gefühl, dass Gewalttaten im Namen des Islam Kavaliersdelikte sind. In Ägypten brauchte Präsident Mursi mehr als einen Tag, um die Angriffe auf die US-Botschaft zu verurteilen. Er schwankte wohl zwischen Sympathie für die Täter und der Finanz- und Militärhilfe aus den USA.

			Es ist traurig, aber Antiamerikanismus ist salonfähig in islamisch geprägten Staaten. Im Fall des ermordeten US-amerikanischen Botschafters in Libyen fehlt der Tat jeglicher Sinn. Chris Stevens war ein Freund Libyens. Er war maßgeblich an der Beseitigung des Gaddafi-Regimes beteiligt. Sein Tod schadet den US-amerikanisch-libyschen Beziehungen. Die Tatsache, dass er am 11. September ermordet wurde, schwächt die Theorie einer simplen Gewalttat einer aufgebrachten Menge. Es mag Zufall sein, aber Stevens war nicht in der Botschaft in Tripolis, sondern im Konsulat in Bengasi. Die Täter haben sich mit schweren Waffen unter die Demonstranten gemischt. Es liegt nahe, dass eine El-Kaida-Gruppe für den Anschlag verantwortlich ist.

			Obama hat richtig reagiert. Er hat Stärke und diplomatisches Geschick gezeigt. Sein Kontrahent Romney dagegen ist erneut in ein außenpolitisches Fettnäpfchen getreten.
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			Randglossen

			Ob 16- und 17-jährige Jugendliche wählen dürfen oder der allgemeinen Wahlpflicht unterworfen werden sollen, ist derzeit Gegenstand von politischen Diskussionen. Das allgemeine Wahlrecht in Argentinien sieht laut Verfassung die Wahlpflicht vor, so dass bei Unterlassung Bußen drohen, ausgenommen für 70-Jährige und ältere Wähler, die bei Nichtwahl vom Beweis ihrer Abwesenheit befreit sind und nicht mit Bußen bestraft werden. Laut Gesetzentwurf von Senator Aníbal Fernández soll das Wahlrecht der Jugendlichen freiwillig sein. Jüngste Empfehlungen im Senat kleiden das freiwillige Wahlrecht in eine Pflichtwahl ohne Bußen wie bei älteren Wählern, so dass Jugendliche, die nicht wählen wollen, zu Hause bleiben können und keine Busse erleiden sollen.

			Ex-Präsident Carlos Saúl Menem erfreut sich derzeit seines Status als nationaler Senator bis 2017, das ihn vor Haftstrafen in Prozessen schützt, die gegen ihn laufen. Anfangs verhielt er sich eher als Oppositioneller, bis er zur Regierung überschwenkte, mehrmals für Regierungsprojekte stimmte und auch für die Beschlussfähigkeit sorgte. Trotzdem hat er dieser Tage klar Stellung gegen die abermalige Wiederwahl der Präsidentin bezogen, obwohl er gegen Ende seiner zweiten Amtszeit vergeblich versucht hatte, eine erneute Kandidatur durchzusetzen. Für die abermalige Wiederwahl der Präsidentin muss bekanntlich eine verfassunggebende Versammlung einberufen werden, die sie mit zwei Dritteln der Mitglieder beider Kammern billigt, die derzeit nicht aufzubringen ist, so dass jede Stimmen wichtig ist. Menem macht nicht mit, sofern er es sich nicht wieder anders überlegt.

			Das Sommerloch sollte eigentlich schon vorbei sein. Doch in Deutschland beschäftigt nur ein Thema die Gazetten. Die Memoiren von Bettina Wulff. Viele werden es schon vergessen haben, aber Bettina war einmal die First Lady Deutschlands, die Ehefrau des sehr kurzfristigen Bundespräsidenten Christian Wulff. Das Erstlingswerk der Dame hat alle Voraussetzungen, ein Bestseller zu werden. Die Frage „Warum?“ ist berechtigt. Wen interessiert die Lebensgeschichte einer 38-jährigen Frau, die einen Ministerpräsidenten geheiratet hat, der später Bundespräsident geworden ist und wegen seiner Neigung zu amtsbedingten Vergünstigungen zurücktreten musste? Klar, Bettina konnte sich in ihrer Ehe nicht entfalten, aber das ist nun nicht überraschend, wenn man einen Spitzenpolitiker heiratet. 

			Bayern ist das Bundesland der Zukunft. Das ist kein Scherz, denn Bayern steht deutschlandweit in nahezu allen Kriterien an der Spitze. Deshalb können sich die Bajuwaren auch allerhand leisten. Zum Beispiel ein Internetspiel, bei dem man mit explizit bayrischen Tugenden wie Familiensinn, Innovation und Forscherdrang punkten kann. Im Internet ist das Spielchen ein Flop. Wer will schon zusammen mit der bayrischen Schutzpatronin Bavaria Diamanten suchen und auf einen Berg hinauftragen? 100.000 Euro soll die Landesregierung an den Spieleentwickler gezahlt haben, die ganze Kampagne hat sogar zwei Millionen verschlungen. Irgendwie ist es ja verständlich. dass die reichen Bayern sich über den Länderfinanzausgleich aufregen. Hat ein Bundesland wie Sachsen-Anhalt die Millionen aus Bayern wirklich verdient? Vermutlich nicht. Aber wenn man Millionen in Nonsens investiert, sollte man nicht über nationale Notwendigkeiten jammern.
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			Vom E-Werk zur Kunstfabrik

			Von Marlú Kirbus
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			Glanzvolle Eröffnung der Usina del Arte.

			Bis vor anderthalb Jahrhunderten pulsierte die aufstrebende Stadt Buenos Aires dort, wo heute San Telmo, Monserrat und Barracas sind. Erst mit der Gelbfieberepidemie und den Folgen des Krieges der Dreierallianz verschob sich das Geschehen mehr nach dem heutigen Zentrum und Nordteil.

			Nun aber blüht der Süden wieder auf. Parque Patricios wird modernisiert, die Isla Maciel soll ein neues Hollywood plus Silicon Valley werden, La Boca erhält ein ultramodernes Hotel, und nun verlagert sich auch der Kunstbetrieb nach dem einstigen Fischerhafen, und zwar angrenzend an die südliche Zufahrt zu Puerto Madero und die Autopista La Plata.

			Hier war zwischen 1912 und 1916 ein riesiges Elektrizitätswerk der damaligen Compañía Italo entstanden, das 1921 nochmals vergrößert wurde, um den steigenden privaten und industriellen Strombedarf befriedigen zu können. Seine Name lautete Usina Don Pedro de Mendoza. In den 90er Jahren wurde die Anlage stillgelegt und das vom italienischen Architekten Juan Chiogna in Ziegelbauweise im Stil großer Patrizierhäuser seines Geburtsortes Florenz entworfene Gebäude verfiel. Erst unter dem ehemaligen Präsidenten de la Rúa und Ex-Bürgermeister Ibarra wurde der Beschluss gefasst, das großzügig angelegte Backsteinbauwerk in eine „Usina de Música“, ein modernes Auditorium also, zu verwandeln und zum ständigen Sitz der „Orquesta Sinfónica Nacional“ sowie der „Filharmónica de Buenos Aires“ zu machen. Dieser ursprüngliche Begriff wurde von Bürgermeister Mauricio Macri zunächst in „Usina de las Ideas“ und neuerdings in „Usina del Arte“ umgewandelt.

			Nach mehreren Etappen wurde diese am 23. Mai dieses Jahres definitiv, wenn auch nicht zur Gänze fertiggestellt, ihrer Bestimmung übergeben. Das Herzstück ist der Konzertsaal für 1200 Gäste, nach modernsten Gesichtspunkten der Akustik konzipiert. Außerdem gibt es Aufnahmestudios, Requisiten- und Kulissen-Magazine, Proberäume, Künstler-Garderoben und alles, was zum Musik- und Kunstbetrieb gehört.

			Die zwischenzeitlich vorgebrachten Einwände, der Lärm der vorbeiführenden Schnellstraße Buenos Aires-La Plata könne die Beschallung beeinträchtigen, wurde durch den Vergleich mit dem Teatro Colón ausgeräumt, das an der am meisten befahrenen Avenida, der Nueve de Julio, liegt und trotzdem eine makellose Akustik bietet.

			Jetzt werden auch unentgeltliche Führungen angeboten, und zwar samstags und sonntags von 11 bis 16 Uhr. Voranmeldung über usinadelartebsas@gmail.com ist erforderlich.
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			Erhöhung der Kindergelder 
und erweiterte Familienzulagen

			Am Mittwoch gab Präsidentin Cristina Kirchner über eine Fernsehansprache (die sämtliche offenen Sender umfasst, was als “cadena nacional” bezeichnet wird) die Zunahme der Kindergelder und eine neue Höchstgrenze für den Bezug der Familienzulagen bekannt. Im Grunde sollte dies automatisch erfolgen, denn es handelt sich nur um eine Anpassung an die Inflation, und nicht um Dinge, die einen gross inszenierten Auftritt der Präsidentin rechtfertigen. Die Erhöhungen machen insgesamt $ 5,2 Mrd. aus, so dass der Gesamtbetrag jetzt $ 29 Mrd. erreicht, fast 1,8% des BIP. Die Präsidentin sagte, dieses zusätzliche Geld werde voll in den Konsum fliessen, wobei sie die Unternehmer aufforderte, angesichts der erhöhten Nachfrage die Preise nicht zu erhöhen.

			Die sogenannte “universelle Zulage für Kinder” wird um 25,9% erhöht, von $ 270 auf $ 340. CK erinnerte daran, dass dies an den Besuch der Schule und eine Gesundheitsbetreuung (Untersuchung und Impfung in einem Hospital) gebunden sei. Diese Subvention wird an alle Familien gezahlt, also auch an Schwarzarbeiter. Diese Kindergelder wurden im November 2009 eingeführt, mit damals $ 180 pro Kind. Diese Initiative stammte von der Opposition, hauptsächlich von der “Coalición Cívica”, und wurde dann von der Regierung durchgesetzt, mit geringen formellen Differenzen zum Oppositionsprojekt. 

			Wichtiger ist die Erhöhung des Lohnes, bis zu dem Familienzulagen gezahlt werden. Diese Subvention wird nur an legal eingetragene Arbeitnehmer gezahlt. Die Grenze wird von $ 5.200 auf $ 7.000 erhöht. Die Zunahme macht 34,6% aus, wobei jedoch die letzte Zunahme vor mehr als einem Jahr stattfand. Als Neuheit wurde bestimmt, dass das Familieneinkommen $ 14.000 nicht übersteigen dürfe. Die Präsidentin wies darauf hin, dass in 63.331 Fällen ein Familienmitglied (Mann oder Frau) mit seinem Lohn unter der gesetzlichen Grenze lag und somit den Familienlohn beanspruchte, während das andere einen viel höheren Lohn hatte (sie erwähnte Fälle von $ 50.000), der zu diesem Zweck nicht angegeben wurde, so dass sie durchschnittlich über $ 7.000 gelangten. Das soll jetzt nicht mehr zugelassen werden.

			Der Familienlohn beginnt bei niedrigen Löhnen mit $ 340 und nimmt dann bis zu $ 7.000 stufenweise ab. Diese Subvention ist besonders für Arbeitnehmer mit niedrigen Löhnen gedacht. Bei Kindern mit Behinderungen geht der Subventionsbetrag von $ 1.080 bis $ 1.200. 

			Das steuerfreie Minimum der Einkommenssteuer (Gewinnsteuer) wurde nicht geändert, so dass die Arbeitnehmer, die Lohnerhöhungen erhielten, mit denen sie die Grenze übersteigen, weiter von dieser Steuer erfasst werden. Das Minimum bleibt für Ledige bei $ 5.782 und bei Verheirateten mit zwei Kindern bei $ 7.998. Bei der Einkommenssteuer findet seit 2001 eine kalte Zunahme der Progression statt, einmal weil das steuerfreie Minimum hinter den Lohnzunahmen zurückgeblieben ist, und dann weil die progressive Skala nicht geändert wurde, abgesehen von der Abschaffung des Zusatzes, der im Jahr 2000 (von Wirtschaftsminister Machinea) eingeführt wurde. Wer das Minimum überschreitet, gerät sehr schnell in den Höchstsatz von 35%, der theoretisch für hohe Einkommen gedacht ist, jetzt aber den Mittelstand weitgehend erfasst.

			CK wies darauf hin, dass insgesamt 6,52 Mio. Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren von den Kindergeldern und den Familienzulagen erfasst würden. In den letzten Jahren hatte die Zahl der Empfänger der Familienzulagen ständig abgenommen, von 4,13 Mio. 2005 auf jetzt 2,88 Mio. Das war, weil der Lohn, bis zu dem diese Zulage gezahlt wird, weit hinter den Lohnzulagen zurückblieb.
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			Übertragung der Gerichtsdepositen 
von Banco Ciudad auf Banco Nación

			Der Senat verabschiedete am Mittwoch das Gesetz über die Mittel, die die nationalen Gerichte der Stadt Buenos Aires bei einer Bank deponieren. Es handelt sich hier um Garantien, die bei Prozessen hinterlegt werden müssen. Seit etwa einem halben Jahrhundert werden diese Gelder bei der Banco Ciudad deponiert, die von der Stadregierung von Buenos Aires abhängt. Bis 1968 hiess sie “Banco Municipal” und befasste sich ausschliesslich mit Pfandkrediten auf verschiedene Objekte von natürlichen Personen. Seither wurde die Bank zu einer echten Geschäftsbank ausgebaut, die jedoch zum Unterschied zu den provinziellen Banken dem Stadtstaat nicht leiht. Die Kredite sind vornehmlich, aber nicht ausschliesslich für Personen und Unternehmen bestimmt, die ihren Wohnsitz in der Stadt haben. 

			Die Bankleitung hat mitgeteilt, dass sie 57% der Ressourcen der Bank für den Privatsektor bestimme, während dieser Koeffizient bei der Banco Nación nur bei 24% liege. Das beruht darauf, dass die Banco Nación dem Nationalstaat hohe Summen leiht, wobei diese Bank allerdings auch hohe Depositen aus der Steuereintreibung (die bei dieser Bank erfolgt und mit Verzögerung an die AFIP abgeführt wird) und der Liquidität autonomer Staatsämter erhält.

			Monatlich erhielt die Bank um die Milliarde Pesos von den Gerichten, womit ein Bestand von etwa $ 7 Mrd. erreicht wurde, der 30% der gesamten Depositen der Bank ausmacht. Diese Mittel werden kurz- und mittelfristig abgehoben, werden jedoch kontinuierlich erneuert, so dass der Gesamtbetrag zumindest konstant bleibt. Das hat der Bankleitung erlaubt, mit diesen Mitteln Hypothekarkredite für insgesamt $ 4 Mrd. zu gewähren. Der Bestand der Gerichtsdepositen wird somit kurzfristig verschwinden. Dabei besteht die Gefahr, dass auch andere Depositen verschwinden, die im Zusammenhang mit Krediten stehen, die mit den Mitteln aus den Gerichtsdepositen gewährt werden. Denn jeder Kredit schafft automatisch neue Depositen. Die Banco Ciudad wird jetzt kaum noch Hypothekarkredite gewähren können, wobei sie zunehmend mit anderen Depositen als den gerichtlichen finanziert werden müssen, was die Kreditfähigkeit der Bank für andere Kunden beeinträchtigt und eine kumulative Wirkung hat. 

			Die Depositen, die jetzt auf die Banco Nación übergehen, beziehen sich auf Handels- und Arbeitsprozesse. Bei den zivilen Klagen gehen die Mittel ohnehin schon an die Banco Nación. Wenn jetzt, wie beabsichtigt, die lokale Justiz auf die Stadverwaltung übertragen wird, dann würden die daraus resultierenden Depositen wieder an die Banco Ciudad gehen. Bankpräsident Federico Sturzenegger wies darauf hin, dass es somit keinen Sinn habe, zu bestimmten, dass die Depositen jetzt an die Banco Nación gingen, und danach wieder an die Banco Ciudad. Bei der Übertragung der Justiz besteht das Hauptproblem darin, dass auch die Mittel für diesen Zweck übertragen werden müssen, wie es die Verfassung vorsieht. Die Nationalregierung will jedoch hier (wie bei der U-Bahn) der Stadt zumindest einen Teil der Finanzierung der Ausgaben übertragen. Die Stadt Buenos Aires erhält 1,4% der Steuern, die unter den Provinzen verteilt werden, hat aber 7% der Gesamtbevölkerung des Landes und etwa ein Viertel des BIP. Wenn die Stadt somit Provinzstatus erhält (mit eigener Justiz und Polizei, und Zuständigkeit für den lokalen Personenverkehr), müsste sie eine wesentlich höhere Beteiligung haben, auch wenn die reicheren Bezirke zu Gunsten der ärmeren benachteiligt werden. 

			Die Angestellten der Banco Ciudad haben in öffentlichen Kundgebungen gegen die Übertragung protestiert. Sie befürchten, dass etwa tausend von ihnen entlassen werden könnten. Denn angeblich arbeiten 1.800 Angestellte in den fünf Agenturen, die Gerichtsdepositen erhalten. 

			Diese Depositenübertragung ist ein weiterer Angriff der Präsidentin Cristina Kirchner an Stadtchef Mauricio Macri. Es handelt sich um eine rein politische Entscheidung, mit der ein unnötiger Konflikt geschaffen wird. Die Stadtverwaltung will zunächst Klage vor dem Obersten Gerichtshof erheben, weil sie die Übertragung als verfassungswidrig betrachtet. Eventuell kann dadurch die effektive Wirkung, also die Einzahlung der Gerichtsdepositen bei der Banco Nación, hinausgeschoben werden. Nachher kann es dann sein, dass die Stadt den Prozess gewinnt, oder dass eine zukünftige Regierung die Übertragung rückgängig macht.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,69, um 0,43% über der Vorwoche und um 8,56% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 45,27 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.09. bei $ 4,694, zum 30.12. bei $ 4,915 und zum 31.03.13 bei $ 5,182. Der Terminkurs per Ende Juli 2013 lag um 22,78% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca. $ 6,30 und bei Überweisungen ca. $ 6,54.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 4,31 %, und lag 1,87% über Ende 2011.

			***

			Par-Bonds in Pesos notieren zur Vorwoche unverändert und lagen 12,09% unter Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,17% und lagen um 4,76% unter Ende 2011. Boden 2014 notieren unverändert und gingen im Laufe dieses Jahres um 5,33% zurück. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 3,91% und liegen 2,59% im Minus, und Boden 2013 gewannen zur Vorwoche 0,41% und verzeichnen einen Plus von 3,64% seit Jahresbeginn.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 175,97 (Vorwoche $ 169,01) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 251,38 (Vorwoche $ 241,44).

			***

			Der Unternehmerverband CAME hat eine Denkschrift veröffentlicht, an der 220 Verbände mitgewirkt haben, die Landwirte ausserhalb der “feuchten Pampa” vertreten. Darin wird auf die schwierige Lage bei der Produktion von Oliven, Zitrusobst, Kernobst, Weintrauben, Gemüse, Yerba Mata, Zucker, Honig, Baumwolle, Tabak, Nüsse und aromatische Produkte hingewiesen, was vornehmlich auf den zurückgebliebenen Wechselkurs zurückzuführen ist. Die Landwirte bekagen sich auch über den geringen verfügbaren Kredit. In 7 Monaten 2012 sind (laut INDEC) die Obstexporte (in Dollarwerten) um 27% gefallen, die von Reis um 15%, von Tabak um 16%, von Zwiebeln um 38%, von Knoblauch um 52%, von Baumwolle 65%, von Tee um 14% und von Schaffleisch um 54%. Nur bei Gemüse und Yerba Mate fanden Zunahmen statt, von 45% und 42%.

			***

			Die Firma Metrogas, die das Gasnetz in einem Teil der Bundeshauptstadt und Umgebung betreibt, hat die Umschuldung von u$s 270 Mio. erfolgreich abgeschlossen, bei Mitwirkung des Banco Macro als Finanzberater. Von der Schuld wird 46,8% gestrichen, und die Zahlungsfristen werden gestreckt, bei niedrigen Zinsen. Der Default des Unternehmens war eine direkte Folge der Einfrierung der Tarife in Pesos ab Anfang 2002, und der geringen Tarifzunahmen, die nachher zugelassen wurden. Es handelt sich im Grunde um einen Zusatz zum Staatsdefault von 2002, der 2005 zu einer Umschuldung führte. Das Ergebnis ist, dass die Konzessionäre öffentlicher Dienste keine Kredite mehr erhalten.

			***

			Miguel Galuccio, Präsident und Geschäftsführer von YPF, verhandelt mit der chinesischen Sinopec und der US-Firma Nabors über Verträge für die Durchführung von Forschungsbohrungen im Rahmen des Programmes, das Ende August bekanntgegeben wurde. Es soll sich dabei um reine Dienstleistungsverträge handeln, bei denen die Unternehmen eine vorbestimmten Betrag für ihre Arbeit erhalten, jedoch kein Risiko laufen und bei Erfolg auch nicht am Gewinn beteiligt sind. Ebenfalls wurde bekannt, dass die US-Firma Exxon ihr Interesse für die Ausbeutung des Schiefergaslagers “Vaca Muerta” erneut bekundigt habe. Doch dies erfordert neue Spielregeln. Am 18. September soll Galuccio nach den USA reisen, um mit der Exxon-Leitung zu sprechen. Danach will er sich nach China begeben, um mit der CNOOC im gleichen Sinn zu sprechen. Vorher hatte Galuccio schon in Russland mit der Leitung von Gazprom gesprochen, um sie auch für die Ausbeutung von “Vaca Muerta” zu interessieren. Und anlässlich der Konferenz des “Council of the Americas” in Buenos Aires sprach er auch mit dem Chevron-Vertreter über das gleiche Thema. 

			***

			Der Einreisetourismus, der durch Konferenzen und Seminare entsteht, hat 2011 in Argentinien zu Einnahmen von $ 4,5 Mrd. (bei insgesamt 3.066 Anlässen) geführt, erklärte der Tourismusminister Enrique Meyer. In den letzten 4 Jahren, seit der offizielle Marketingplan eingeführt wurde, seien die Einnahmen aus diesem Tourismus um 200% gestiegen. 

			***

			Nach Meinung des Wirtschaftlers Orlando Ferreres erreichte die argentinische Inflation auf Dollarbasis zwischen 2007 und Juli dieses Jahres 97,8%. Diese Ansicht wurde von Ferreres während einer Konferenz der Fundación Mediterránea am vergangenen Wochenende in Córdoba geäußert. Seiner Meinung nach lag die Preiszunahme in den USA im gleichen Zeitraum bei 10%. Auf Dollarbasis liegt die Inflation für die ersten sieben Monaten des laufenden Jahres bei 6%. Ferreres hat berechnet, dass der Wechselkurs des Pesos zur US Währung um 25% unterhalb des Realwertes liegt.

			***

			Aktuell befinden sich 16 Mio. Computer, davon sechs Mio. tragbare, in Betrieb, wie aus einem Bericht der Büromaschinenkammer hervorgeht. Im Verlauf des ersten Halbjahres wurden 658.072 Computer “made in Argentina” verkauft, gefolgt von den 438.337 ausländischen, und den 350.000 ebenfalls argentinische PCs. Man hofft, bis Jahresende dicht an der Grenze der 4 Mio. im Land hergestellte Geräte heranzukommen.

			***

			$ 16,2 Mio., die im Haushaltsgesetz für Kanäle u.a. Objekte bestimmt waren, mit denen erreicht werden sollte, dass das Wasser in der jetzt überschwemmten Gegend der Provinz Buenos Aires schneller abfließt, wurden von der Regierung für die Finanzierung eines Ausstellungsraums in Tecnopolis umgeleitet. Vorher waren schon $ 5 Mio., die für den gleichen Zweck bestimmt waren, an die Universität General San Martín umgeleitet worden. 2001 wurde ein Treuhandfonds gebildet, der mit einer Gebühr auf Benzin und Gas gespeist wurde und für die Infrastruktur bestimmt war, die für die Vermeidungen der Überschwemmungen in der niedrigen Gegend der “feuchten Pampa” bestimmt war. Die Mittel wurden jedoch woanders eingesetzt.

			***

			Die Consulting-Firma IES (Investigaciones Económicas Sectoriales) hat berechnet, dass in den ersten 7 Monaten 2012 Mobiltelefone für u$s 84,9 Mio. importiert wurden, während die Montageanlagen in Tierra del Fuego Teile für u$s 985,6 Mio. importierten. Die importierten und die hier zusammengestellten Telefone erreichten 6,8 Mio. Stück. Doch 2010 seien 8 Mio. Telefonapparate dieser Art importiert worden, die nur u$s 769 Mio. gekostet haben. Es waren damals somit 1,2 Mio. Einheiten mehr als in 7 Monaten 2012 (importierte plus montierte Einheiten), die Gesamthaft u$s 300 Mio. weniger gekostet haben. Die Montage in Sierra del Fuego war somit ein absurdes Geschäft für die argentinische Wirtschaft, wobei noch berücksichtigt werden muss, dass der Fiskus dabei auf Zoll- und Steuereinahmen verzichtet hat, die eine verkappte Subvention darstellen.

			***

			Der Construya-Index, den die wichtigsten Unternehmen auf dem Gebiet der Baumaterialien auf der Grundlage der Lieferungen aufstellen, lag im August 2012 um 5,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 11,7% unter Juli 2012. Der Rückgang war vornehmlich auf die hohen Regenfälle zurückzuführen, die die Bautätigkeit unterbrochen haben.

			***

			Die Stromvertriebsgesellschaft Edenor weist im 2. Quartal 2012 einen Verlust von $ 90,6 Mio. aus. Zeitgleich hat die Ratingagentur Moody’s ihre Note aus diesem Grund von B3 auf Caa1 heruntergestuft. Edenor wird von der Pampa-Gruppe kontrolliert, dessen CEO Marcelo Mindlin ist. Obwohl dieser der Regierung nahe steht, konnte er bisher nicht erreichen, dass Edenor kostendeckende Tarife zugestanden werden. Unlängst hat Staatssekretär Kiciloff versprochen, dass dies jetzt der Fall sein werde.

			***

			Die Pharmaindustrie erreichte im 2. Quartal einen Umsatz in Höhe von $ 5,70 Mrd., um 18,6% mehr als im Vorjahr, berichtete das Statistikamt INDEC. Wie die Behörde weiter mitteilte, gehörten die Mittel gegen Infektionen, mit 15,8%, zu den am meisten verkauften, gefolgt von den Analgetika, mit 15% und die gastroenterologische Mittel, mit 13,3%.

			***

			Laut dem sogenannten “Kongressindex”,  der ein Durchschnitt der Indices der Konsumentenpreise privater Consultingfirmen darstellt und von den Oppositionsparteien im Kongress bekanntgegeben wird, betrug die Zunahme der Konsumentenpreise im August 1,91% und in 12 Monaten zum August 24,2%.

			***

			Präsidentin Cristina Kirchner erklärte in einer Rede, die sie anlässlich der Übergabe von Sozialwohnungen im Vorort La Matanza hielt, dass dieses neue Wohnviertel auch über Wassersorgung verfüge, dank der Enteignung von “Aguas Argentinas”, die Präsident Néstor Kirchner vollzogen habe. Sie sagte, der private Betreiber (der Anfang der 90er Jahre die staatliche “Obras Sanitarias de la Nación” übernommen hatte) habe nichts investiert. Das stimmt jedoch nicht: der von der französischen Suez und der spanischen Aguas de Barcelona geleitete Konzern hat das ganze verkommene System der Wasserversorgung in der Bundeshauptstadt und Umgebung erneuert, die überall bestehenden hohen Wasserverluste abgeschafft, die Wasserqualität auf “Trinkwasser” erhöht, eine grosse Röhre von der Bundeshauptstadt nach Hurlingham verlegt, u.s.w. Wenn das Netz nicht weiter ausgebaut wurde, so deshalb, weil die Tarife eingefroren wurden und das Unternehmen (wegen des Staatsdefaults) keinen Zugang zum Kreditmarkt hatte. Ohnehin wurde eine Schuld von u$s 700 Mio., die für Investitionen aufgewendet wurden, vom Staat nicht bezahlt. Das staatliche Unternehmen AYSA erhält grosszügige Mittel aus der Staatskasse (die zum Defizit beitragen), und hat ausserdem die Belegschaft unnötigerweise um fast tausend Menschen erhöht. Die Investitionen von AYSA hätten von Aguas Argentinas bestimmt besser und billiger durchgeführt werden können.

			***

			Die vier grossen landwirtschaftlichen Verbände (Sociedad Rural Argentina, Federación Agraria, Confederaciones Rurales Argentinas und CARBAP) haben die Verluste, die die Landwirte auf Grund der Überschwemmung in 25 Distrikten der Provinz Buenos Aires erlitten haben, auf etwas über $ 3 Mrd. geschätzt. Sie fordern, dass den Betroffenen nicht nur provinzielle (und eventuell auch nationale) Steuern, sowie Gemeindegebühren, erlassen werden, sondern auch Kredite der Banco Nación. Obwohl die betroffene Gegend vorwiegend Rinderzucht betreibt, wirkt sich die Überschwemmung auch auf die Ernte von Getreide und Ölsaat aus. Allerdings hat es auch in den trockenen Grenzgegenden mehr geregnet, was dort zu höheren Erträgen führt, die Gesamthaft den Verlust ausgleichen dürften.

			***

			Die Geldmenge M2 (Banknoten in Händen des Publikums plus Giro- und Spardepositen), die die ZB zur Messung der monetären Entwicklung verwendet, stieg in acht Monaten 2012 um 19,65%. Dies ergibt hochgerechnet auf das ganze Jahr 30%. Doch im Dezember findet jeweils eine stärkere Expansion statt, die mit der Finanzierung des Weihnachts- und Neujahresgeschäftes und der zweiten Hälfte des zusätzlichen Jahresgehaltes zusammenhängt, so dass für das ganze Jahr mit etwa 40% gerechnet werden kann. Die Zunahme in 12 Monaten per Ende August 2012 liegt etwa auf dieser Grössenordnung. Dies monetäre Expansion begleitet das BIP zu Marktpreisen nicht mehr passiv, wie es in vergangenen Jahren der Fall war. Die Geldpolitik ist stark aktiv geworden, um die Wirtschaft anzukurbeln. Das wirkt sich jedoch auch auf die Preise aus. Die monetäre Expansion beruht zum grössten Teil auf der Finanzierung des Staates, während sie vor einigen Jahren durch die starke Reservenzunahme bedingt war.

			***

			Die chinesische Regierung führt ab Oktober an neun argentinischen Anlagen für künstliche Befruchtung Qualitätskontrollen von Rinderembryos durch, die für den Export nach China bestimmt sind. Es soll der letzte Prüfungsschritt sein, um auch solche Produkte nach China exportieren zu dürfen, sagte der Landwirtschaftsminister Norberto Yauhar nach Gesprächen mit seinem Amtskollegen aus Peking. 

			***

			Planungsminister Julio de Vido empfahl den Gouverneuren, sich nicht zu verschulden damit sich eine Schuldensituation wie die der kürzlichen Vergangenheit nicht wiederholt. De Vido bezog sich insbesondere auf den Gouverneur der Provinz Santa Cruz, Daniel Peralta, der das Staatsdefizit mit einer Anleihe von u$s 200 Mio. finanzieren will. Die Nationalregierung will die Provinzen zwingen, ihre Finanzen in Ordnung zu bringen, wobei auf alle Fälle verhindert werden soll, dass sie Dollarschulden mit zweistelligen Zinsen aufnehmen. Die Regierung muss jedoch der Neuverschuldung der Provinzen zustimmen und auch zulassen, dass diese Kredite mit der Beteiligung an den Nationalsteuern garantiert werden. Und das soll nicht genehmigt werden.

			***

			Die Industrieproduktion stieg im Juli 2012 gemäss Ermittlung des Studienzentrums des Spitzenverbandes der Industrie, die UIA (Unión Industrial Argentina) saisonbereinigt um 2,9% gegenüber Juni 2012, lag jedoch um 3,5% unter Juli 2011. Die Rohstahlproduktion ging innerjährlich um 29,9% zurück, die Kfz-Produktion um 6,7% ebenfalls zurück. Im chemischen und petrochemischen Bereich wurde auch ein Produktionsrückgang festgestellt. Die Textilindustrie und die Druckereien konnten dagegen Zunahmen verzeichnen, ebenso wie die Verarbeitung von nichtmetallischen Erzen und die Erzeugung von Lebensmitteln.

			***

			Die ZB hat diese Woche Liquidität in Höhe von $ 602 Mio. abgeschöpft, indem Wechsel für $ 3,23 Mrd. zugeteilt wurden, während der Verfall bestehender Wechsel bei $ 2,63 Mrd. lag. Die Zinsen bei Lebac gingen, je nach Frist, von 13,25% bis 14,52%. 

			***

			Das Defizit der Energiebilanz beim Aussenhandel erreichte im Juli 2012 u$s 554 Mio., drei Mal so viel wie im gleichen Vorjahresmonat. Es wurden Erdölderivate, Gas und Strom für u$s 744,5 Mio. importiert und nur Rohöl und Strom für u$s 189,9 Mio. exportiert. In 7 Monaten 2012 wurde schon für Energieimporte u$s 3,71 Mrd. ausgegeben, fast 50% mehr als im Vorjahr. Im Juni 2012 lagen die Importe mit u$s 760 Mio. über Juli, aber die Exporte waren mit u$s 346 Mio. wesentlich höher. Diese Energiebilanz weist die Eigenart auf, dass Rohöl exportiert und Benzin und Dieselöl importiert wird. Für Gas wird bei Importen drei bis fünf Mal so viel gezahlt, wie die lokalen Produzenten erhalten.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) weist für August eine Zunahme von 0,9% aus, womit die Erhöhung in 12 Monaten 10% erreicht. Diese Zunahmen liegen unter der Hälfte der von privaten Ökonomen und einigen provinziellen Statistikämtern berechneten. Der Index der Grossistenpreise weist im August eine Zunahme von 1% aus, und in 12 Monaten eine von 12,8%. Nur der Index der Baukosten tanzt aus der Reihe, mit 1,3% im Monat und 26,5% in einem Jahr.

			***

			Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno musste eine herbe Niederlage aus der Hand des Richters im Wirtschaftsstrafrecht Marcelo Aguinsky hinnehmen. Das Studienzentrum Buenos Aires City und ihre Direktoren, Graciela Bevacqua (ehemalige Leiterin der Abteilung Preise im Statistikamt INDEC), sowie der Wirtschaftler Nicolás Salvatore wurden von Aguinsky nicht dafür schuldig befunden, dass ihr Consultingbüro eine unabhängige Berechnung über die Inflationswerte erstellte. Somit wird diese wissenschaftliche Aktivität nicht zur Straftat erklärt. Moreno hatte erklärt, dass die Wirtschaftler sich von Falschdaten ableiten liessen mit dem Ziel, Preissteigerungen im Binnenmarkt zu provozieren, und die Notierung der Staatstitel zu verzerren, um sich selbst und weitere Agenten im Finanzsystem zu begünstigen. Moreno hatte sich auf Artikel 300 im Strafrecht berufen. Dieser erwähnt ausdrücklich das Delikt einer “Kurstreiberei” oder “ Agiotage”, welches mit Gefängnisstrafen von sechs bis zwei Jahren Gefängnis geahndet wird. Auch wenn dieses Urteil Grund zum Optimismus verleiht, kann noch nicht von einem Gesamtsieg gesprochen werden, denn noch ist nicht definitiv geklärt, ob eine Geldstrafe von $ 500.000 für die Consultingbüros die Inflationswerte veröffentlicht haben, rechtens ist oder nicht.

			***

			YPF konnte am Mittwoch beim ersten Anleihenverkauf $ 150 Mio. mehr als das selbsgesteckte Ziel von $ 1,35 Mrd. einnehmen. Das verstaatlichte Unternehmen zahlt für die Papiere (in Pesos) eine jährliche Zinsrate von 16,74% auf neun Monate, und weitere variable Sätze zwischen 17% und 18% für die längere Tranchen von 18 und 36 Monaten. Der Hauptabnehmer dieser längerfristigen Anleihen über 36 Monaten war die Rentenversicherung ANSeS: von den $ 1,2 Mrd., die insgesamt versteigert wurden, kaufte die ANSES für knapp über $ 1 Mrd. Einen Tag später wurde in einer Generalversammlung von YPF das bestehende Programm der Ausgabe von Obligationen auf u$s 3 Mrd. ausgeweitet. Bisher wurden Obligationen für u$s 460 Mio. untergebracht. 

			***

			Im Rahmen eines Besuches von Planungsminister Julio de Vido, der Industrieministerin Débora Giorgi und der Staatssekretärin für Aussenhandel, Beatriz Paglieri, in Caracas, wurde am Donnerstag die Gründung von binationalen Unternehmen mit Venezuela bekanntgegeben, insbesondere im Bereich der Metallmechanik. Ebenfalls reiste am Donnerstag eine Handelsmission von 80 kleinen und mittleren Unternehmern aus den Bereichen der Erdölindustrie und der Metallmechanik nach Venezuela. Wie Ministerin Giorgi betonte, bietet sich mit Venezuela ein breites Spektrum der gemeinsamen Kooperation an. Seit 2003 wuchs der bilaterale Handel von u$s 70 Mio. auf u$s 1,8 Mrd. im vergangenen Jahr.

			***

			Wie aus diplomatischen Kreisen verlautete, sollen sich die Regierungen Frankreichs, der Niederlande und der Bundesrepublik Deutschland während der letzten Sitzung vom Mittwoch des Pariser Klubs dafür ausgesprochen haben, der Regierung in Buenos Aires ein Ultimatum zu stellen, damit die ausstehende Schuld endlich bezahlt wird, die mit Zinsen über u$s 9 Mrd. liegt. Wirtschaftsminister Lorenzino wird die Aufforderung zu Verhandlungen während der IWF Sitzung von Ende Oktober in Tokio erhalten. Sollte Argentinien nicht weichen, würden die drei europäischen Länder sämtliche Kredite zur Finanzierung von öffentlichen Aufträgen und Sozialplänen der Weltbank u.a. Quellen blockieren.

			***

			Enrique Deibe, Staatssekretär im Arbeitsministerium, erklärte, dass die Arbeitslosigkeit unter den Jugendlichen bei 16% liege, während die gesamte Arbeitslosigkeitsrate 7% der aktiven Bevölkerung ausmache. Dennoch hätten die Jugendlichen in den letzten Jahren besseren Zugang zu Arbeitsplätzen erhalten.

			***

			Die Regierung von Argentinien und Uruguay haben vereinbart, ein bilaterales Zahlungssystem für den Handel unter den zwei Ländern einzuführen, bei dem die Währung eines Landes direkt in die des anderen umgewandelt wird, statt über den Dollar, wie es üblich ist. Dadurch sollen Bankprovisonen gespart werden. Eine Vereinbarung dieser Art besteht schon zwischen Argentinien und Brasilien, aber der Handel wird zum grössten Teil weiter in Dollar abgewickelt.

			***

			Bei der Genehmigung von zwei Krediten der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID) an Argentinien, stimmten nicht nur die Vereinigten Staaten dagegen, sondern auch die Vertreter mehrerer europäischer Staaten, wobei andere sich der Stimme enthielten. Dennoch wurde ein Kredit von u$s 500 Mio. für den Bau von Staudämmen im Norden und ein weiterer von u$s 200 Mio. für technologische Entwicklung genehmigt, weil die Vertreter lateinamerikanischer Staaten die Mehrheit im Vorstand haben.

			***

			Gestern hat die Regierung termingemäss das Haushaltsprojekt für 2013 im Parlament eingebracht. Dabei wird von einer BIP-Zunahme von 4,4% (ganz 2013 bezogen auf 2012) ausgegangen, und von einem durchschnittlichen Dollarkurs von $ 5,10. Die Konsumentenpreise sollen um 9% über dem Vorjahr liegen. Da die effektive Inflation voraussichtlich viel höher liegen wird, werden auch die Steuereinnahmen den Plansoll übersteigen, so dass sich auch 2013 ein Überschuss ergeben wird, der dann vom Kabinettschef willkürlich verteilt wird, vornehmlich um Personalkosten zu decken, die über dem Plansoll liegen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die brasilianische Produktion von Getreide und Ölsaat könnte 2012/13 einen Rekord von 180 Mio. t erreichen, sagte der Staatssekretär für Landwirtschaftspolitik Caio Rocha. 2001/12 waren es 165,9 Mio. t, 1,9% mehr als 2010/11. 

			***

			Die brasilianische Hotelkette BHG plant,  in den nächsten fünf Jahren bundesweit 40 Hotels für Gesamtkosten von u$s 500 Mio. zu bauen. Das Unternehmen hofft über Ausgaben von Aktien und/oder Obligationen bis zu u$s 200 Mio. zu erhalten.

			***

			Petrobras fördert schon aus dem Erdöllager Baleia Azul, im Tiefwasser vor den Küsten des Bundesstaates Espirito Santo. Das Staatsunternehmen schätzt eine Tagesproduktion von zunächst 20.000 Barrel. Bis 2013 soll die Produktion auf 100.000 Barrel steigen.

			***

			Brasiliens Präsidentin Dilma Rouseff kündigte eine Senkung der Preise für elektrischen Strom zwischen 19% und 28% ab kommenden Jahr für die Industrie und von 16,2% für die Haushalte an. Brasilien verfolgt eine Strategie der Kostenreduzierung bei der Energie. Gleichzeitig werden die Subventionen beibehalten. Brasilien steht kurz bevor, die Konzessionen mit den Stromproduzenten um weitere 30 Jahre zu verlängern. Als Voraussetzung wird eine Tarifsenkung seitens der Stromlieferanten erwartet. Der Staat soll Kosten in Höhe von u$s 1,65 Mrd. übernehmen.

			***

			Die Versteigerung der sieben Flugzeuge von der in Konkurs geratenen uruguayischen Fluggesellschaft Pluna wurde auf dem 1. Oktober verschoben. Man hofft, neue Interessenten für die Flotte zu finden. Die Regierung hatte die Gewissheit, dass nur Juan Carlos Lopez Mena, der Besitzer von Buquebus, an der Versteigerung Interesse gezeigt hatte. Andere mögliche Offerenten forderten mehr Zeit, um den Fall zu studieren.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Cresud

			Dieses Agrarunternehmen, geleitet und kontrolliert von Eduardo Elsztain, will die Ernte 2012-2013 über die Unterbringung von bis zu u$s 30 Mio. an Anleihen finanzieren. Die Verzinsung der in Pesos ausgestellten Papiere hält sich an den Wechselkurs. Wie die Gesellschaft weiter berichtete, wurden diese Bonds von der Rating Agentur Fitch mit der Note “AA” bewertet. Laufzeit ist bis 2014 und der feste Kupon zahlt 7,75%. Bis 14. September konnte man die Anleihen über die Banken Hipotecario, Galicia, Santander, Rio und BACS erwerben.

			Minera IRL

			Dieses Bergbauunternehmen kündigte die Entdeckung eines Gold- und Silbererzlagers in Choique, im Projekt Don Nicolás, in der Provinz Santa Cruz an. Die Produktion soll Ende nächsten Jahres beginnen. Vorgesehen sind bis zu 52.000 Unzen Gold und 56.000 Unzen Silber.

			Hilton Hotels

			Diese Hotelkette kündigt die Eröffnung von sechs neuen Hotels in der Region an, darunter auch eines in San Miguel de Tucumán, das zum Monatsende mit 103 Zimmern eingeweiht wird. Für dieses Projekt ging Hilton eine Allianz mit der Firma Abasto Tucumano ein, die der Banco Macro gehört.

			Banco Provincia

			Die Präsidenten von Banco Provincia, Gustavo Marangoni, und der brasi-lianischen Entwicklungsbank BNDES, Luciano Coutinho, vereinbarten, dass die Aussenhandelsgeschäfte der Kunden mit einer Kreditlinie von bis zu u$s 20 Mio. finanziert werden können. Die Darlehen können für den Ankauf von Kapitalgütern und sonstigen Maschinen beantragt werden. Die Laufzeiten variieren zwischen 4 und 10 Jahren, bei einer Zinsrate Libor plus 1,2%.

			Renault

			Der Vatikan erhielt zwei Elektroautos von Renault, um die Papstbesuche zu begleiten. Beide Fahrzeuge wurden letzte Woche vom Präsidenten der französischen Autofirma, Carlos Ghosn, übergeben. Ein Auto dient der Fortbewegung des Papstes in seiner Sommerresidenz in Castelgandolfo. Das zweite ist in blau gestrichen und dient der Papstgendarmerie. 

			Aca Bio

			Dieses Unternehmen beginnt im kommenden Oktober mit dem Bau eines Werkes für Ethanolherstellung auf Maisbasis in Villa María, Provinz Cór-doba. Die Fabrik soll auf einem Gelände von 30 ha errichtet werden, und soll ca. u$s 80 Mio. kosten. Die Kapazität soll 100.000 Jato Biokraftstoffe betragen. 

			Lacoste

			Die lokale Firma Vesubio, Lizenzträgerin der französischen Marke Lacoste, hat am Donnerstag in San Juan, in Anwesenheit von Präsidentin Cristina Kirchner eine neue Fabrik eingeweiht, in der die traditionellen Sporthamden mit der Krokodilmarke erzeugt werden sollen. Die Investition betrug $ 6 Mio., wobei ausserdem noch eine Investition von $ 14 Mio. vorgesehen ist, um die Vertriebskette zu erweitern, u.a. mit Lokalen in Galería Pacífico und Unicenter. 50% der Produktion ist für den Export bestimmt. Die Fabrik beginnt mit 1.500 Hemden pro Tag, und steigt dann bis auf 3.000. Der Preis der Sporthemden soll in Argentinien umgerechnet u$s 67 betragen, verglichen mit u$s 87 in Chile, u$s 100 in den USA und u$s 120 in Europa und Brasilien.
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			Die gestörten Beziehungen 
der Regierung zu den Großunternehmen

			Die Kritik, die Präsidentin Cristina Kirchner in der Vorwoche an Paolo Rocca übte, der den Techint-Konzern kontrolliert, zeugt von einem großen Unverständnis der Bedeutung der Großunternehmen und ihrer Beziehungen zum Staat. Diese werden auf der ganzen Welt von den Staaten, in denen sich der Hauptsitz befindet, unterstützt und gefördert, wobei es einen ständigen Dialog zwischen hohen Regierungsbeamten und den Leitern der Unternehmen gibt, der so normal ist, dass er nicht einmal in den Medien erwähnt wird. Die Vereinigten Staaten haben in der Krise von 2009 Riesensummen in “systemrelevante” Banken, in ihre großen Automobilunternehmen und auch in die Versicherungsgesellschaft AIG gepumpt, um sie zu retten. Die Schweizer Regierung hat damals auch die Großbank UBS finanziell gestützt (was sich später als ein gutes Geschäft entpuppte), und auch andere Regierungen arbeiten eng mit ihren Großunternehmen zusammen. Die brasilianischen Unternehmen, die argentinische gekauft haben, zählten auch mit Unterstützung des Staates, in einigen Fällen sogar mit Förderungskrediten der BNDeS im Zusammenhang mit diesen Übernahmen. Nur in Argentinien liegt der Fall anders. 

			Der Fall Paolo Rocca

			Rocca hatte in einem Vortrag vor Unternehmen auf die gefährdete Wettbewerbsfähigkeit hingewiesen und dabei erwähnt, dass die Arbeitskosten in der Stahlindustrie (in Dollar bemessen) doppelt so hoch wie in Mexiko und noch mehr gegenüber Brasilien seien. Das ist der Präsidentin in die falsche Kehle geraten, und sie ist über Rocca hergezogen, wie wenn er ihr schlimmster Feind wäre. Ihr alter ego, der Vizewirtschaftsminister Kiciloff erwähnte dann noch die Möglichkeit, den Konzern zu ruinieren, mit der Drohung, den freien Import von Blechen zuzulassen (was dem Stahlwerk Siderar hohe Verluste verursachen würde). All dies klingt stark surrealistisch und würde wohl mit einem Lächeln quittiert, wenn dabei nicht ein so wichtiger Aspekt der Wirtschaftspolitik zum Ausdruck käme. Der Konflikt wurde nachher in einem Brief von Rocca an die Präsidentin und ihrer Antwort geglättet; aber es verbleibt ein übler Nachgeschmack. 

			 Vernünftigerweise hätte die Präsidentin genau umgekehrt reagieren müssen, nämlich indem sie die hohen Löhne in Argentinien begrüßt, denn schließlich gehört dies auch zum “Modell”. Sie hätte sagen müssen, dass Argentinien kein “Billiglohnland” ist, und seine Konkurrenzfähigkeit auf anderen Grundlagen aufbauen müsse, nämlich auf Effizienz, Einsatz von Technologie, guter Ausbildung der Arbeitskräfte und konkreten Vorteilen für einzelne Branchen der Industrie, wie eventuell billigere Energie. Doch leider hat sie den Effizienzbegriff nicht verstanden, und Kiciloff als Marx-Schüler auch nicht. Denn für Marx gab es so etwas einfach nicht. Ebenfalls bedarf eine konkurrenzfähige Industrie moderner Maschinen und Anlagen, was in Argentinien durch den Konflikt mit dem Pariser Klub behindert wird. Schließlich ist auch der Zugang zum internationalen Kredit- und Kapitalmarkt wichtig. Hohe Löhne haben billiges Kapital und eine kapitalintensivere Produktion als Kehrseite. Doch auch dies versteht diese Regierungsmannschaft nicht.

			Abgesehen davon hätte CK die Äußerungen von Rocca als Gelegenheit nehmen müssen, um von den Gewerkschaften Mäßigung zu fordern, eben mit dem Hinweis darauf, dass sie schon mehr erhalten haben, als die Wirtschaft verkraften kann, und sich jetzt auch Sorge um die Wettbewerbsfähigkeit machen müssten, um Arbeitsplätze zu erhalten und damit neue geschaffen werden können. Der Gewerkschaftsdruck und nicht Paolo Rocca ist das Problem!

			Multinationale Unternehmen werden verscheucht

			Techint ist das einzige große multinationale Großunternehmen mit Hauptsitz in Argentinien. Statt stolz darüber zu sein, hat die Präsidentin dem Konzern vorgeworfen, die internationale Ausweitung auf der Grundlage der argentinischen Unternehmen finanziert zu haben, was zum Teil stimmt, aber gewiss kein Verbrechen ist. Diese Internationalisierung wurde jedoch auch mit Kapitalbeiträgen anderen Ursprungs erreicht und hat Argentinien einen großen Vorteil gebracht, da dadurch die Produktion von Stahlprodukten von Siderar und die von nahtlosen Röhren von Siderca in ein internationales Schema eingebaut werden konnten, und auf diese Weise Zugang zu guten Exportmöglichkeiten erhielt. Außerdem entstanden dabei noch weitere Synergieeffekte. 

			Die Kirchners haben sich nicht einmal bemüht, zu verhindern, dass ihr guter Freund Hugo Chávez das Stahlwerk Sidor in Venezuela, das dem Techint-Konzern gehörte, verstaatlichte und dabei eine niedrige Entschädigung nur zögernd zahlte. Das Werk ist heute nur zu etwa einem Drittel der Kapazitätsauslastung tätig und wirft hohe Verluste ab. Die Verstaatlichung war für Venezuela eine Katastrophe, aber für den Techint-Konzern ein großer Schaden, der auch auf Argentinien abfärbt. Wozu sind die Kirchners eigentlich so gut mit Chávez befreundet? Nur damit er ihnen Geld zu 15% jährlich leiht? Bei der Konfiskation der Repsol-Aktien hat der spanische König interveniert, um spanische Interessen zu verteidigen. Und als der Vertrag über Ausstellung der Personalausweise mit Siemens im Jahr 2001 anulliert wurde, hat der damalige Bundeskanzler Gerhard Schröder persönlich mit Präsident De la Rúa gesprochen.

			In früheren Zeiten war Bunge & Born “der” multinationale Konzern Argentiniens, als einer der weltweit wenigen internationalen Getreidehändler, der auch große Fabriken verschiedener Art in Argentinien u.a. Ländern des Kontinents betrieb, auch in den USA. Der Konzern hat jedoch in den 90er Jahren die einzelnen Fabriken in Argentinien verkauft, sich auf seine ursprüngliche Tätigkeit, den internationalen Handel mit Getreide, Ölsaat, Speiseöl und Mehl u.a. Agrarcommodities konzentriert, und dabei gleichzeitig den Namen in Bunge Corporation geändert und den Hauptsitz nach New York verlegt. In der Tat ist es bei der argentinischen Devisenbewirtschaftung schwer, einen Konzern dieser Art, bei dem die grenzüberschreitenden Finanztransaktionen zum Wesen des Geschäfts gehören, von Argentinien aus zu leiten. 

			Weitere Verfolgungen

			Bestimmte Großunternehmen werden von der Kirchner-Regierung direkt verfolgt. Das ist an erster Stelle der Fall bei der Zeitungspapierfabrik Papel Prensa, deren Mehrheitspaket den Zeitungsverlagen Clarín und La Nación gehört (die auch brutal verfolgt werden), wobei der Staat über ein Viertel des Kapitals hält. Die Fabrik beliefert den lokalen Markt problemlos, wobei der Import von Zeitungspapier zollfrei ist, so dass niemand gezwungen ist, das Papier von Papel Prensa zu beziehen. Die Regierung interveniert in den letzten Jahren zunehmend in der Firma, und hat dem Unternehmen Produktionsziele vorgeschrieben, die keinen vernünftigen Sinn haben. Gleichzeitig wurde ein äußerst kompliziertes Kontrollsystem geschaffen, bei dem die Kunden mit der Angabe von allerlei unnötigen Daten belästigt werden, und die entsprechenden Formulare im Binnenhandelssekretariat einreichen müssen. Vorher kauften sie das Papier wie Brot im Supermarkt. Binnenhandelssekretär Moreno erscheint bei den Generalversammlungen, wo er sich wie der Elefant im Porzellanladen benimmt, und die Regierung klagt wegen allerlei frei erfundenen Unregelmäßigkeiten gegen die Firma vor Gericht. Und schließlich werden die großen Zeitungen noch beschuldigt, bei der Übernahme des Unternehmens Menschenrechte verletzt zu haben, was grober Unfug ist. 

			Tatsache ist, dass die Fabrik, deren Bau vom Banker David Graiver begonnen wurde, sich in den Anfangsstadien befand, als dieser Graiver bei einem Flugunfall umkam. Und dabei wurde der Bau stillgelegt. 1976 bemühte sich der damalige Wirtschaftsminister José A. Martinez de Hoz darum, dass die großen Zeitungen das Objekt übernahmen und zu Ende führen. Es war politisch die beste, wenn nicht die einzige Lösung. Die drei grossen Zeitungen “Clarín”, “La Nación” und “La Razón” (die später ihren Anteil an Clarín verkaufte) zahlten der Graiver-Erbin, Lidia Papaleo einen hohen Betrag, und investierten danach über u$s 200 Mio. in die Fabrik. Seither produziert Argentinien auch Zeitungspapier, mit dem der größte Teil des internen Bedarfs gedeckt wird. Frau Papaleo wurde nachher von der Militärregierung belästigt, weil sie das Geld, das sie beim Verkauf erhalten hatte, für die Zahlung einer Schuld an die Montonero-Terroristen verwendete, die Graiver finanziert hatten und keinen Spaß verstanden. Wie wenig CK vom Fall versteht, ergibt sich auch ihrer jüngsten Andeutung, Papel Prensa solle auch Bibelpapier erzeugen. Es handelt sich hier um ein sehr dünnes Qualitätspapier (mit dem u.a. Bibeln gedruckt werden), das überhaupt nichts mit Zeitungspapier zu tun hat.

			Auch andere Großunternehmen werden unter Druck gesetzt oder belästigt. Der Angriff auf Carlos Pedro Blaquier, Vorsitzender und mit seiner Familie kontrollierender Aktionär von Ledesma, mit Hauptfabriken in Jujuy, der von angeblichen Menschenrechtsorganisationen, die der Regierung nahe stehen, und der von der Regierung finanzierten Linksaktivistin Milagro Sala stammt, ist auch ohne Zustimmung und unterschwelliger Mitwirkung der Regierung nicht möglich. In politisch brenzlichen Angelegenheiten pflegen Richter den Anweisungen der Regierung zu folgen. Die Firma Ledesma, die Zuckerrohrplantagen und eine große Zuckerfabrik in Jujuy betreibt (mit einer Kapazität von 400.000 Jato), aber außerdem noch Papier, Alkohol, Ethanol, Fruchtzucker, Zitrusobst und sonst noch andere Produkte erzeugt, hatte in den frühen 70er Jahren eine Terroristenzelle, die u.a. die Wohnung des Fabrikleiters in die Luft gesprengt hatte. Die Militärs hatten selbstverständlich eine gute Information über diese Terroristen gesammelt, die ohnehin allgemein bekannt waren und nachher festgenommen wurden. Dass Blaquier bei deren Verhaftung mitgewirkt hat, ist jedoch unbewiesen und im Grunde belanglos, da dies nicht notwendig war. Nebenbei bemerkt: C. P. Blaquier hat das Unternehmen in den über 40 Jahren seiner Präsidentschaft des Vorstandes mehr als verzehnfacht und zu einem modernen Großunternehmen im internationalen Sinn gemacht. Mit vielen Unternehmern wie diesem wäre die argentinische Wirtschaft wohl viel fortgeschrittener. In anderen Ländern werden erfolgreiche Unternehmer gefeiert, hier werden sie verteufelt. Und es ist schlimm, wenn die Regierung sich auch dafür hergibt. 

			Ebenfalls sind die Beziehungen zu den Bulgheronis gestört, die als große Erdölunternehmer tätig sind, mit 40% von Pan American Energy (PAE), wobei die anderen 60% auf British Petroleum entfallen. Die Bulgheronis haben einen Teil ihres Aktienpaketes an die chinesische CNOOC verkauft. Der Bulgehorini-Konzern ist international tätig, vor allem in Kasachistan. Binnenhandelssekretär Moreno mag jedoch die Brüder Carlos und Alejandro B. nicht, und hat somit den Kauf der Raffinerie und der Tankstellen von Esso absichtlich um anderthalb Jahre verzögert. Hier ging es um eine “Argentinisierung” eines Unternehmens, was in krassem Gegensatz zu den zahlreichen Verkäufen lokaler Unternehmen an ausländische steht, die in der Kirchner-Periode stattgefunden haben. Trotz nationalistischer Parolen! Nebenbei bemerkt: PAE hat die lokale Erdölförderung in den letzten Jahren stark erhöht, in krassem Gegensatz zu anderen Unternehmen der Branche, besonders YPF. 

			Staatsbeteiligungen und direkter Einfluss

			Die Regierung hat bei zahlreichen Unternehmen Minderheitsbeteiligungen, die zur Ernennung von einem oder zwei Direktoren berechtigen. Sie wurden von der ANSeS übernommen, als die privaten Rentenkassen verstaatlicht wurden. Statt diese Aktienpakete zu verkaufen, um damit Schulden an Rentner zu zahlen, hat die Regierung diese Mitwirkung in den Vorständen ausgebaut, die Staatsdirektoren dem Staatsekretär Kiciloff unterstellt, und zielt darauf ab, auf diese Weise den Unternehmen eine Politik aufzuzwingen, die der Kirchner-Regierung genehm ist. Dass Kiciloff selber auch Direktor bei Siderar ist, und dabei ein schönes Honorar bezieht, stellt eine rechtliche Unregelmässigkeit dar, da dabei ein Interessenkonflikt besteht. Dies wurde jetzt vom Deputierten Alfonso Prat Gay (Coalición Cívica) vor Gericht angezeigt.

			In all diesen Erscheinungen kommt eine Ideologie zum Ausdruck, die nicht weit entfernt von der der Montonero-Terroristen der 70er Jahre war. Mehrere Mitglieder jener Organisation besetzen heute wichtige Stellen in der Regierung und im Parlament, und die Kirchners standen den Montoneros in ihrer Jugend in La Plata sehr nahe. Diese Organisation trat damals für das “jugoslavische Modell” des Kommunismus ein, also für Staatsbesitz von großen und mittleren Unternehmen, und privatem bei kleinen. Inzwischen ist der Kommunismus in der ehemaligen Sowjetunion, aber auch in den Satellitenstaaten und in Jugoslavien zusammengebrochen, und Staatsbesitz und staatliche Betreibung von Unternehmen wird mit schlechter Verwaltung, Defiziten zu Lasten der Staatskasse und Korruption gleichgestellt. Man kann auch in Argentinien den krassen Unterschied zwischen der staatlichen ENtel und den privaten Telefonbetreibern, sowie zwischen der staatlichen Somisa und der heutigen Siderar nicht aus der Welt schaffen. Bei allen Privatisierungen war der Unterschied zu den vorangehenden Staatsunternehmen gewaltig. Dass Staatsunternehmen eine Kalamität sind, hat die argentinische Gesellschaft zur Genüge erfahren.

			Deshalb gehen die Kirchner-Ideologen dazu über, die Unternehmen als private Gebilde zu erhalten, aber mit staatlicher Beteiligung und/oder direktem staatlichen Einfluss auf die Entscheidungen. Diese Doktrin kommt krass bei den Betreibern öffentlicher Dienste zum Ausdruck, deren Entscheidungsraum stark eingeschränkt wurde, dann besonders bei der Mehrheitsübernahme von YPF, aber auch bei den zahlreichen Unternehmen, in denen der Staat über die ANSeS beteiligt ist, und unterschwellig allgemein bei Großunternehmen. 

			Die Unternehmer haben Schwierigkeiten beim Kontakt mit Beamten, von deren Entscheidungen sie abhängen, oder die sie zumindest berücksichtigen müssen, und umgekehrt hüten sich die hohen Beamten, einen engen Kontakt aufzunehmen, ohne den sich die Wirtschaftspolitik jedoch in vielen Fällen im luftleeren Raum bewegt. Das Gerede um “dominante Marktpositionen” , “monopolistische Manöver” u. dgl., und die Verdächtigung, dass Großunternehmer prinzipiell krumme Machenschaften vollziehen und für allerlei Übel, u.a. die Inflation, verantwortlich sind, hat die Beziehungen vergiftet, und schafft für beide Seiten, Regierung und Unternehmer, unnötige Schwierigkeiten, die störend auf die Wirtschaft wirken. Und auch die hohen Beamten, die dies einsehen, können dann nicht aus der Reihe tanzen und noch weniger, über ihren eigene Schatten springen. Das Schlimme dabei ist, dass bei dieser hochkorrupten Regierung ein Beamter, der irgendwie eine Maßnahme mit einem Unternehmen abspricht, sofort verdächtigt wird. Auch hier hat die Regierung eine Sackgasse geschaffen.
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Proteste gegen Cristina

Buenos Aires (AT/mo)
~ Grofier Protest gegen
die Politik von Prisiden-
tin Cristina Ferndndez
de Kirchner: Zehntau-
sende Biirger gingen
am Donnerstagabend
auf die Strafien von Bu-
enos Aires und anderen
Stidten des Landes, um
ihren Unmut auszudri-
cken. Die Demonstran-
ten protestierten gegen
Verschiedenes: gegen
eine mogliche Verfassungsinderung zur erneuten
Wiederwahl der Staatschefin, gegen die zunchmende
Kriminalitit, gegen die verordnete Omniprisenz der
Prisidentin im Fernsehen, gegen die Importrestrikti-
onen, gegen die strengen Devisenbestimmungen, die
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auch Auslandsreisen
zunchmend erschweren,
sowie gegen die Korrup-
tion, die sie der Regie-
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Das Zentrum des Pro-
testes in der Hauptstadt
war auf die ,Plaza de
Mayo* vor dem Prisi-

dentenpalast Casa Rosada. Die Protestierer schlugen
auf Topfe und Pfannen, pfiffen und skandierten Parolen
wie ,Schluss mit der K-Diktatur” und , Argentinien
ohne Cristina®. Auch in anderen Teilen der Stadt wie
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